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(A) (C)

(D)(B)

Michael Link, Staatsminister im Auswärtigen Amt:

Herr Kollege Gehrcke, der Grundsatz, dass von deut-
schem Staatsgebiet aus keine völkerrechtswidrigen mili-
tärischen Einsätze ausgehen dürfen, gilt ohne Wenn und
Aber. Deshalb hat die Bundesregierung auf verschiede-
nen Ebenen � das hat Ihnen Herr Lucas berichtet; ge-
nauso wie ich es hier dem Plenum berichte � noch ein-
mal klar mit den amerikanischen Partnern gesprochen.
Ich wiederhole aber: Die Bundesregierung hat keine An-
haltspunkte dafür, dass dieser Grundsatz nicht eingehal-
ten wird.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:

Herr Schäfer, bitte.

Paul Schäfer (Köln) (DIE LINKE):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. � Herr Staatsminister, 
noch einmal zu Ihrer Antwort, dass der Bundesregierung
dazu gegenwärtig keine Erkenntnisse vorlägen. Meiner
Kenntnis nach sind im AFRICOM-Kommando in Stutt-
gart Verbindungsoffiziere der Bundeswehr tätig. Nun
gibt es drei Möglichkeiten: a) Die haben Erkenntnisse,
müssen aber schweigen. b) Die haben keine Erkennt-
nisse, weil sie bei solchen heiklen Fragen außen vor ge-
lassen werden. c) Die haben Erkenntnisse und haben
diese Erkenntnisse auch an die Bundesregierung weiter-
gegeben, aber Sie sagen nichts darüber. Was gilt nun, a),
b) oder c)?

Michael Link, Staatsminister im Auswärtigen Amt:

Ich wiederhole noch einmal, was ich gesagt habe: Der
Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über völker-
rechtswidrige Aktionen vor.

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Das
war d), null!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:

Herr Ströbele.

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Staatsminister, die Bundesregierung hat sich
heute Morgen im Auswärtigen Ausschuss genauso um
Angaben gedrückt, wie Sie das jetzt wieder praktizieren.

Die Berichte in Panorama und in der Süddeutschen
Zeitung waren mit konkreten Anhaltspunkten unterlegt;
ich will sie nicht im Einzelnen aufzählen, weil ich nicht
so viel Zeit habe. Es handelt sich hierbei um mögliche
Beihilfe zum Mord, um mögliche Beihilfe zur Führung
eines Angriffskrieges. Beides sind Straftaten, die in
Deutschland mit der höchsten Strafe bedroht sind: mit
lebenslänglicher Freiheitsstrafe. Deshalb frage ich Sie
ganz klar: Hat die Bundesregierung die US-Behörden
� insbesondere den US-Außenminister � ganz konkret 
gefragt, ob AFRICOM oder AOC an mit Drohnen
durchgeführten Kill-Aktionen in Somalia in irgendeiner
Weise beteiligt ist, ja oder nein? Das können Sie doch
beantworten. Und wie war die Antwort der amerikani-
schen Stellen?

Michael Link, Staatsminister im Auswärtigen Amt:
Herr Kollege Ströbele, ich kann nur noch einmal wie-

derholen: Wir haben die amerikanische Regierung noch
einmal ausdrücklich auf die in Deutschland geltende
Rechtslage und auf das Völkerrecht hingewiesen und ha-
ben sehr intensiv alle damit zusammenhängenden Fra-
gen angesprochen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Die Fragen 43 und 44 von Frau Da delen werden

schriftlich beantwortet, ebenso die Frage 45 von Herrn
Seifert.

Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums des Innern. Die Fragen 46 und 47 von
Herrn Kilic werden schriftlich beantwortet.

Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums der Justiz. Die Frage 48 von Herrn Seifert
und die Frage 49 von Frau Jelpke werden schriftlich be-
antwortet.

Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums der Finanzen. Die Frage 50 von Herrn
Hunko, die Fragen 51 und 52 von Frau Höll, die Fragen
53 und 54 von Herrn Troost und die Frage 55 von Herrn
Hofreiter werden schriftlich beantwortet.

Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Soziales. Der Parlamentari-
sche Staatssekretär Brauksiepe ist zur Beantwortung
hier.

Wir kommen zur Frage 56 der Kollegin Kipping:

Welche Vorarbeiten (Studien, Gutachten, Berechnungen
etc. verschiedener Sachverständiger) liegen der Bundesregie-
rung zur Ausführung ihrer Berichtspflicht nach § 10 des Re-
gelbedarfs-Ermittlungsgesetzes zur Weiterentwicklung der
Methode zur Ermittlung von Regelbedarfen nach § 28 des
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch aktuell vor, und wann
wird die Bundesregierung ihre politischen Schlussfolgerun-
gen aus den vorliegenden Vorarbeiten dem Deutschen Bun-
destag zur Debatte vorlegen?

Bitte schön, Herr Staatssekretär.

Dr. Ralf Brauksiepe, Parl. Staatssekretär bei der
Bundesministerin für Arbeit und Soziales:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. � Frau Kollegin 
Kipping, Ihr Einverständnis voraussetzend, beantworte
ich Ihre beiden Fragen aufgrund des Sachzusammen-
hangs gemeinsam.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Dann rufe ich auch die Frage 57 der Kollegin Kipping

auf:

Welche Vorschläge werden in diesen Vorarbeiten gemacht,
um die spezifischen Bedarfe von weiteren volljährigen Perso-
nen in einer Bedarfsgemeinschaft zu ermitteln, und wie be-
werten diese Vorarbeiten den Status quo?

Dr. Ralf Brauksiepe, Parl. Staatssekretär bei der
Bundesministerin für Arbeit und Soziales:

Die beiden Fragen beantworte ich Ihnen wie folgt:
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat für
den nach § 10 des Gesetzes zur Ermittlung der Regelbe-


